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Mit dem ZuMa-Katalog haben wir bei seiner Erstveröffentli­
chung im Oktober 2020 eine Reihe von Vorschlägen für 
Auswahlkriterien in Strom- und Gaskonzessionsverfahren 
nach § 46 EnWG unterbreitet. „ZuMa“ steht dabei für: 
„Zukünftige Marktstandards in Strom- und Gaskonzessi­
onsverfahren“. Getrieben war der Katalog von der Überzeu­
gung, dass die Megatrends in Wirtschaft und Gesellschaft 
auch in den Anforderungen der kommunalen Kriterienkata­
loge an ihren auszuwählenden, künftigen Konzessionsneh­
mer eine zentrale Rolle spielen müssen – also vor allem Ener­
giewende und Klimaschutz, demografischer Wandel und 
Fachkräftemangel, gestiegene Anforderungen an Risikoab­
wehr und Resilienz sowie Digitalisierung.

Der ZuMa-Katalog 2.0 von Januar 2023, mit dem wir den 
ZuMa-Katalog weiterentwickelt haben, hat eine Reihe wei­
terer Impulse gegeben: Nicht nur, dass Fachveröffentlichun­
gen (wie in der ZfK, der EW, dem EWeRK1 und dem forum 
vergabe) sich damit befasst haben, nicht nur dass eine ganze 
Reihe von Webinaren und Online-Seminaren (bspw. von 
BDO und LBD und der DVNW-Akademie) mit Vertretern 
von Kommunen, Netzbetreibern, Beratern und Behörden 
stattfanden, sondern auch deshalb, weil zahlreiche Netzbe­
treiber sich – gewissermaßen präventiv – mit den ZuMa-
Anforderungen beschäftigt haben. Und was für die Praxis 
unmittelbar relevant ist: ein halbes Dutzend Kanzleien haben 
sich in laufenden Konzessionsverfahren beim ZuMa-Katalog 
bedient. Dies auch mit Fug und Recht, denn der ZuMa-
Katalog war seit seinem ersten Erscheinen im Oktober 2020 
als eine “Open Source” gedacht, also als gemeinfreies Werk 

ohne Copyright-Vermerk der Erfinderin LBD-Beratungsge­
sellschaft.

Weiterentwicklung der Diskussionen und der 
Netzbetriebspraxis

In den vergangenen Jahren haben nicht nur die beteiligten 
Rechtsberater ihre Kataloge weiterentwickelt, sondern auch 
die Netzbetreiber ihre betriebliche Praxis. Das zeigt sich 
insbesondere an der deutlichen Zunahme digitalisierter Pro­
zesse, nicht zuletzt für die Umsetzung der Energiewende vor 
Ort, sowie der Stärkung betrieblicher Resilienz angesichts 
der zunehmenden Gefährdungen und Angriffe auf die Infra­
struktur.

Weiterentwickelt hat sich die Betriebspraxis von Netzbe­
treibern insbesondere hinsichtlich ihrer stetig verbesserten 
Leistungen bei Umsetzung der Energiewende und Gewähr­
leistung der Versorgungssicherheit. So haben sich einzelne 
Leistungen, wie ein anspruchsvolles Assetmanagement, ein 
präventiv angelegtes Notfall-, Krisen- und Katastrophen­
management oder ein umfangreiches Umwelt- und Klima­
schutzmanagement in der Branche etabliert. Auch steigt der 
Digitalisierungsgrad bei den Prozessen der Netzbetreiber 
kontinuierlich an, wodurch die Versorgungssicherheit bei 
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der Instandhaltung und Steuerung der Verteilnetze deutlich 
erhöht und die Kosteneffizienz positiv beeinflusst werden.

Aber auch die Rechtsprechung hat sich weiterentwickelt, 
sodass wir dem mit einer “kleinen“ Novelle des ZuMa-
Katalogs Rechnung tragen wollen. Grundlegende Entschei­
dungen seitens der Oberlandesgerichte, die eine fundamen­
tale Anpassung des ZuMa-Katalogs erforderten, sind aller­
dings nicht erfolgt. Auch die Verbände haben das eine oder 
andere zur Diskussion gestellt. Zu nennen ist hier insbeson­
dere die vom BDEW vorgeschlagene De-minimis-Regel für 
kleine Kommunen, die aber von der Politik bislang nicht 
weiterverfolgt wurde. Weitere praxisrelevante Vorschläge 
von Fachleuten betreffen den Einsatz von Musterkonzessi­
onsverträgen, die Beschleunigung des Rügeregimes nach 
§ 47 EnWG und die Überarbeitung der behördlichen Leitfä­
den.  

Was auf Seiten des Gesetzgebers jedoch noch aussteht, das 
ist eine große Novelle des Energiewirtschaftsrechts, mit der 
ein klares, konsistentes Regelwerk geschaffen wird, das die 
Konsequenzen aus Klimaschutz und Energiewende und ins­
besondere der kommunalen Wärmeplanung für den künfti­
gen Betrieb von Strom- und Gasversorgungsnetzen zieht und 
damit auch für die Vergabe der Strom- und Gaskonzessionen 
verlässlichere Rahmenbedingungen schaffen kann. Im Gas­
verteilnetz ist die Frage besonders virulent: KANU 2.0 allein 
löst nicht das Problem, wenn im Zuge der Transformation 
unseres Energiesystems Gaskonzessionen wirtschaftlich ein­
fach nicht mehr interessant genug sind, um sich darauf zu 
bewerben. Insofern warten wir für einen künftigen ZuMa-
Katalog 3.0 weiterhin auf wesentliche Klarstellungen seitens 
des Gesetzgebers und auf einen zukunftsfähigen verlässli­
chen Rahmen für Stromkonzessionen (sowie noch kritischer: 
Gaskonzessionen) – genauso, wie die anderen Marktakteure 
auch. 

Mit dem jetzt unter https://www.lbd.de/zuma2-1/ veröffent­
lichten ZuMa-Katalog 2.1 für Stromkonzessionsverfahren 
nimmt die ZuMa AG die unmittelbar notwendigen inhalt­
lichen Ergänzungen und Korrekturen vor, damit der Kata­
log auch weiterhin auf dem neuesten Stand ist, indem er 
die aktuellen Marktentwicklungen berücksichtigt und damit 
die Arbeit vor allem der Praktiker und Praktikerinnen unter­
stützt. Weiterhin erfolgten auch redaktionelle Arbeiten, die 
Streichung veralteter Anforderungen und eindeutigere For­
mulierungen zur Vermeidung unterschiedlicher Auslegung 
im Verfahren.

Die ZuMa AG unter Leitung der beiden Autoren hat 
nicht nur Anpassungen im Kriterienkatalog selbst vorge­
nommen, sondern auch in den reviewten Vorbemerkungen 
und insbesondere den Vorschlägen für die Gewichtungen. 
Die Gewichtungen der Versorgungssicherheit, der Verbrau­
cherfreundlichkeit und der Umweltverträglichkeit und Treib­
hausgasneutralität haben wir erhöht sowie die Gewichtung 
des Konzessionsvertrags reduziert, um den Marktentwick­
lungen insgesamt Rechnung zu tragen.

Getrieben wurde auch dies von der Überzeugung, dass die 
Auswahlkriterien – dem Fortschritt der Netzbetriebspraxis 
entsprechend – durchaus ambitionierter als bisher ausfallen 
dürfen!  Für die Kommune heißt das: Höhere Nachvollzieh­
barkeit und Verbindlichkeit der Leistungszusagen für den 
Netzbetrieb vor Ort sowie höhere Versorgungssicherheit.

Veröffentlicht wurde zunächst der ZuMa-Katalog 2.1 für 
Stromkonzessionsverfahren. Der ZuMa-Katalog für Gas­
konzessionsverfahren 2.1 soll 2026 dann veröffentlicht wer­
den, wenn die politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen für 
den künftigen Gasnetzbetrieb feststehen.

Größere Bedeutung des Krisen- und 
Krisenfolgenmanagements

Sabotageakte gegen kritische Infrastruktur und damit ver­
bundene Versorgungsunterbrechungen häufen sich. Für 
große öffentliche Aufmerksamkeit sorgte der Stromausfall 
in Berlin-Köpenick im September 2025, wovon in Folge 
eines Brandanschlags auf zwei Strommasten rund 50.000 
Haushalte und Gewerbebetriebe betroffen waren. Von der 
Unterbrechung betroffen waren auch Handynetze, Notruf­
nummern und der ÖPNV. Bis zur vollständigen Wiederver­
sorgung mussten die vom Stromausfall Betroffenen begleitet 
und mit praktischen Hilfen umfassend unterstützt werden.

Stärker als bisher sollten daher nicht nur die bestmögliche 
Beherrschung eines Krisenfalls im Netzgebiet unter dem 
Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit mit unterschiedli­
chen Ausprägungen (Kriterien #3, #4 und #5) stehen, son­
dern auch das Management der unmittelbaren Folgen einer 
Krise (Krisenfolgenmanagement) und die Krisenbegleitung 
im Sinne der Verbrauchersicherheit (neues Kriterium #28).

Die Kommune darf im Rahmen des nach § 3 KAV Zulässi­
gen vom Bieter erwarten und damit zum Wettbewerbsgegen­
stand machen, dass er im Sinne der Verbraucherfreundlich­
keit Vorsorge für den Fall einer großflächigen Versorgungs­
störung (insbesondere im Konzessionsgebiet und angrenzen­
den Netzgebieten) trifft und über Konzepte, Maßnahmen 
und Prozesse verfügt, mit denen die Krisenfolgen abgemil­
dert und die davon betroffenen Verbraucherinnen und Ver­
braucher währenddessen begleitet werden.

Dazu könnten etwa Personalressourcen und Infrastruktur 
gehören, wie bspw. die Einrichtung von Anlaufstellen für 
die umfassende Kommunikation, Information und Beratung 
für Netzkunden, die Bereitstellung von Ersatzversorgung 
für versorgungskritische Einrichtungen (insbesondere Kran­
kenhäuser, Polizei, Feuerwehr, Altenheime) und die Mitwir­
kung an temporären Überbrückungslösungen für Gewerbe­
treibende und Haushalte während der Dauer der Krise und 
der unmittelbaren Folgezeit bis zur vollständigen Wiederher­
stellung der Versorgung. 

Weiterhin ist für die Kommune von Bedeutung, inwieweit 
der Netzbetreiber im Rahmen seiner Krisenbegleitung mit 
der Kommune und Institutionen wie dem Technischen Hilfs­
werk (THW), der Feuerwehr und dem Deutschen Roten 
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Kreuz (DRK) oder anderer Rettungsdienste sowie anderen 
betroffenen Netzbetreibern kooperiert, um die negativen 
Auswirkungen eines Stromausfalls zu minimieren

Gestiegene Digitalisierung im Netzbetrieb
Die fortlaufende Innovationsfähigkeit der Netzbetreiber ins­
besondere mit Blick auf die erforderliche Digitalisierung ist 
für alle der § 1-Zweckbestimmungen praktisch relevant. 
Dies betrifft Betriebsprozesse (Netzsteuerung und -überwa­
chung, Personaleinsatzplanung, Wartungs- und Instandhal­
tungsmanagement u.a.m.), ebenso wie Kundenprozesse 
(Customer-Self-Services bei Hausanschlussantrag, EE-
Anmeldung, Zählerstandübermittlung, Dokumentenmanage­
ment usw.).

Netzbetreiber haben in den knapp drei Jahren seit Erschei­
nen des ZuMa-Katalogs 2.0 in wesentlichen Bereichen auf 
Digitalisierung gesetzt. Insofern ist es nur folgerichtig, auch 
hierbei das Ambitionslevel im ZuMa-Katalog von vornhe­
rein höher zu setzen. Sofern einzelne Netzbetreiber mit den 
Entwicklungen der Branche nicht Schritt halten können, 
sollten sie Dritte im Rahmen von Betriebsführungen oder 
Dienstleistungsverträgen damit beauftragen. Nutznießer der 
gestiegenen Performance sind allemal die Konzessionskom­
munen und die Netzkunden.

Beispiele für gestiegene Digitalisierungsanforderungen im 
ZuMa-Katalog Strom 2.1 sind insbesondere:

– Effizienzverbessende Prozesse im Rahmen der Automati­
sierung und der KI, insbesondere IT-Systeme nach ISO 
9001 und ISO 20001, Bots, Predictive Maintenance, 
Robotic Process Automatisation (Kriterium #22)

– Zurverfügungstellung eines digitalisierten Mediums, in 
dem die Verwaltung der Kommune eigenständig die aktu­
ellen Gewährleistungsfristen einsehen kann (Kriterium 
#43)

– Eine digitalisierte Kommunikationsplattform des Bieters 
zur Transparenz in der Netzentwicklungsplanung für die 
Kommune ist hinsichtlich ihres Umsetzungsstatus nach­
zuweisen (Kriterium #44).

Unserer Einschätzung nach gehören diese und andere Digita­
lisierungsprozesse (wie auch schon die in den ZuMa-Katalo­
gen 1.0 und 2.0 genannten) mittlerweile zum Standardreper­
toire von Netzbetreibern. Sicherlich nicht bei allen und in 
jeder Ausprägung gleich. Aber die Branche sollte sich an den 
Innovatoren, Trendsettern und Leuchttürmen orientieren – 
und nicht am Gegenteil.

Plausibilisierung und Reporting vertraglicher 
Zusagen

Die Forderung nach einem Netzkundenbeirat (wie noch im 
ZuMa-Katalog 2.0) erhoben, ist – unserem Eindruck nach 
– in der Praxis ohne größere Bedeutung geblieben. Vielmehr 
nehmen Informations- und Mitwirkungsrechte sowie Sank­
tionen breiteren Raum in den Verträgen ein. Deshalb gibt 
es in vielen Verfahren ein ausuferndes Sanktionsregime, das 
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zwar die Wegenutzungsverträge umfänglich aufbläht, das 
mit seinen Dutzenden oder sogar Hunderten unter Sanktion 
gestellten Leistungspositionen nicht wirklich praxistauglich 
ist. Denn weder kann ein solches System in der gewünscht 
feinen Ziselierung von Netzbetreibern nachgehalten, noch 
von den Kommunen zielführend eingesetzt werden. Dies soll 
nachfolgend näher begründet werden.

Für ein funktionierendes Vertragsreporting müssen Netzbe­
treiber eine Reihe organisatorischer und informatorischer 
Prozesse im eigenen Betrieb ausbilden und verbindlich 
installieren:

– Die Leistungsversprechen (d.h. die angebotenen Fähigkei­
ten, Leistungen und Zusagen) müssen im Grunde genom­
men jeden Tag gemonitort werden (wie lange ist die War­
tezeit beim Telefonanruf, werden die versprochenen drei 
Tage bis zum Standardhausanschluss eingehalten, welche 
Betriebsmittel werden im laufenden Kalenderjahr tatsäch­
lich substituiert etc.) – ein nicht zu leistender Aufwand.

– Das Monitoring muss auf Daten aus unterschiedlichsten 
Unternehmensbereichen sowie Externen (z.B. dem Call 
Center oder externen Tiefbauern) zurückgreifen, und die 
Informationen müssen zentral beim Netzbetreiber gesam­
melt werden.

– Die gesammelten Informationen müssen anhand der ver­
traglichen oder der im Netzbetriebskonzept gemachten 
Zusagen hinsichtlich ihres Erfüllungsgrades im abgelaufe­
nen Kalenderjahr bewertet werden.

– Die Informationen und Bewertungen müssen in Berichts­
form aufbereitet werden.

– Der Bericht muss an die Kommune übermittelt und ggf. 
persönlich erläutert oder die tatsächlichen Leistungen 
bei Abweichungen gegenüber erfolgten Zusagen gerecht­
fertigt werden – einschließlich künftiger Abhilfemaßnah­
men.

Umgekehrt muss die Kommune über die erforderlichen Res­
sourcen und Kompetenzen verfügen, damit sie den Bericht 
für sich bewerten kann. Im heutigen Sanktionsregime dürfte 
es ihr schon angesichts der Vielzahl an Regelungen schwer­
fallen, hier eine echte inhaltliche Gegenposition zum Netz­
betreiber einzunehmen. Zumal das Know-how-Gefälle zwi­
schen Kommune und Netzbetreiber nicht nivelliert werden 
kann, weil die Kommune immer schon auf die Informatio­
nen des Netzbetreibers angewiesen ist. Bevor entsprechende 
Pflichtenkataloge aufgestellt werden, sollte sich jede Kom­
mune darüber klar werden, 1.) welche ihrer Anforderun­
gen für sie in der Tat unverzichtbar sind, 2.) welche vom 
Netzbetreiber auch geleistet werden können und 3.) welche 
von den Kommunen selbst verstanden und bewertet werden 
können. Vertragsreporting hängt also nicht an dem, was 
„irgendwie denkbar oder wünschbar“ ist, sondern am tat­
sächlichen Vermögen auf beiden Seiten.

Unverändert gilt daher, was wir 2023 im ZuMa-Katalog 2.0 
als Inhalt eines sinnvollen Vertragsreportings vorgeschlagen 
hatten, nämlich die „Lieferung von Daten zum Nachweis 
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der Erfüllung der wesentlichen Leistungsverpflichtungen des 
Bieters einmal pro Kalenderjahr (Kriterium #44). Die Kom­
mune sollte hier – so unsere Empfehlung etwa 20 wesent­
liche Leistungsverpflichtungen in ihrem Katalog benennen 
und deren Erfüllung bewerten.

Ergänzt haben wir im aktuellen Katalog, dass vertragliche 
Zusagen dort plausibilisiert werden müssen, wo sie nicht 
selbstevident sind.

Vertragliche Zusagen über Erfüllbarkeitsnachweise zu plau­
sibilisieren, gilt sowohl für bereits vorhandene Fähigkeiten 
und Leistungen im Netzbetrieb als auch für künftig zuge­
sagte. Andernfalls könnte überall da, wo es an der geforder­
ten Leistungsfähigkeit fehlt, versucht werden, die faktischen 
Defizite über das „geduldige Papier vertraglicher Zusagen“ 
zu überspielen. Denn im Ernst gefragt: Wer prüft während 
einer 20jährigen Vertragslaufzeit regelmäßig alle jemals zu 
Dutzenden abgegebenen Zusagen…? Da helfen auch ver­
traglich zugesagte Pönalen nicht weiter, sondern vielmehr 
die Erhöhung der Plausibilität der gemachten vertraglichen 
Zusagen durch höhere Anforderungen an die Erfüllbarkeits­
nachweise zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe als Grund­
lage für die Auswahlentscheidung. Ein derart ambitionier­
tes Zusagensystem in Verbindung mit einem fokussierten 
(gleichsam „abgerüsteten“) Vertragsreporting stellt somit für 
beide Vertragspartner einen umsetzbaren Mittelweg dar.

Stadien der Zertifizierung
Zertifizierungen spielen im ZuMa-Katalog von Anfang an 
eine besondere Rolle: TSM nach S 1200 für ordnungsge­
mäße betriebliche Prozesse, ISO 9001 für die Qualitätssiche­
rung, ISO 14001 für die Umweltverträglichkeit, ISO 22301 
für das Business Continuity Management, ISO 45001 für 
Gesundheitsmanagement, ISO 50001 für Energieeffizienz 
und ISO 55001 für das Asset Management und weitere. 
Ende 2023 veröffentlichte die Internationale Standard Orga­
nisation (ISO) die neue Norm ISO 14068 zur Treibhausgas­
neutralität. Damit kommt ein weiterer Baustein mit Rele­
vanz für einen zukunftsfähigen Netzbetrieb hinzu, auf dem 
Maßnahmen und Prozesse im Netzbetrieb aufgebaut werden 
können. Schließlich machen es Zertifikate den Bewertenden 
leicht: Entweder ist ein Zertifikat vorhanden, oder es ist 
nicht vorhanden.

Die Rügepraxis seit 2023 zeigt jedoch, dass hier stärker als 
bisher die verschiedenen Stadien der Zertifizierung berück­
sichtigt werden müssen. Dem haben wir in den verschiede­
nen Kriterien Rechnung getragen. Bewertet wird jetzt durch­
gängig (in absteigender Bepunktung):

– Vorhandensein des Zertifikats (oder eines vergleichbaren
Umsetzungskonzepts) zum von der Kommune vorgegebe­
nen spätesten Zeitpunkt der Angebotsabgabe

V.

– Vorlage des Zertifikats bis zum Beginn des Vertragszeit­
raums

– Bestätigung durch einen unabhängigen externen Zertifi­
zierer, dass sich der Bieter im Ausarbeitungsprozess befin­
det (vorzugsweise eines bei der Deutschen Akkreditie­
rungsstelle GmbH (DAkkS) akkreditierten Zertifizierers)

– Keine Punkte gibt es dann, wenn kein Nachweis erbracht
wird oder keine Zusage einer künftigen Zertifizierung
erfolgt.

Weitere Anpassungen

Was wir in unserer Beratungspraxis zunehmend erleben, das 
sind in der Regel vorgegebene Vertragsmuster, in denen nur 
noch zu wenigen, ausgewählten Klauseln Ergänzungen des 
Bieters vorgenommen werden dürfen. Damit ist jedenfalls 
ein Teil des Wegenutzungsvertrags dem Differenzierungs­
wettbewerb entzogen und verdient infolgedessen auch eine 
geringere Gewichtung. Erwähnt werden soll aber auch, dass 
andere Berater Ergänzungen in allen vorgegebenen Klauseln 
zulassen (aber keine Streichungen).

Die Konzessionsabgabe als bewertungsfähiges Kriterium 
haben wir zugunsten einer Mindestbedingung gestrichen. 
Ohnehin ist davon auszugehen, dass stets die höchstmög­
liche zulässige KA gefordert und gezahlt wird und die 
Zahlungsmodalitäten als solche nicht genügend Differenzie­
rungsmöglichkeiten zwischen den Bietern zulassen.

Anders beim Kommunalrabatt: Hier spielt vor allem die 
Erstreckung eine gewichtige Rolle. Zu den rabattfähigen 
Abnahmestellen sollen nicht nur Dienststellen und Eigen­
betriebe der Kommune gehören, sondern rechtsformunab­
hängig auch solche Eigengesellschaften, die zu 100% im 
Eigentum der Kommune stehen und im Allgemeininteresse 
liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art erfüllen (wie z.B. 
kommunale Krankenhäuser). Dies stellt eine deutliche Präzi­
sierung dar.

Reine Pflichtangaben ohne Bewertung, die es in beiden Auf­
lagen des ZuMa-Katalogs gab, haben wir gestrichen. Ebenso 
rügeanfällige Mindestanzahlen (wie z.B. die Anzahl der Not­
stromaggregate in Kriterium #2).

Betonen möchten wir auch, dass nicht nur „irgendwelche“ 
Konzepte, Maßnahmen und Prozesse gefordert werden soll­
ten, sondern dass die Konzepte mit Maßnahmen und Pro­
zessen zur Umsetzung verbunden sein müssen und so umfas­
send wie ambitioniert den Zielsetzungen der Kommune ent­
sprechen sollen („strukturierter Konzeptwettbewerb“). Das 
korrespondiert mit dem gestiegenen Ambitionsniveau in der 
Betriebspraxis von Bietern, von dem eingangs schon die 
Rede war.

VI.
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